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Resolution 
 

in der von der Stadtverordnetenversammlung am 27.11.2017 verabschiedeten Fassung 

 
 

Lärmschutz in Ahrensburg 
 
 
 

Die geplante neue S-Bahnlinie 4 führt durch die Stadt Ahrensburg, führt somit zu ei-
ner neuen Verkehrssituation und hat damit auch Einfluss auf die zukünftige Entwick-
lung der Stadt Ahrensburg. In diesem Zusammenhang betrachtet die Stadt Ahrens-
burg jedoch die Planungen zur Errichtung von nahezu durchgängigen bis zu 6 m ho-
hen Lärmschutzwänden insbesondere aus stadtplanerischer Sicht mit Sorge. Gleich-
zeitig wünschen wir auch keine übermäßige Ausweitung des Güterverkehrs auf der 
Schiene Hamburg-Lübeck. 
 
Die Stadt fordert deshalb die DB-Netz AG als planende Instanz sowie das Eisen-
bahnbundesamt als genehmigende Instanz auf, 
 
1. die Städte Ahrensburg, Bad Oldesloe und Bargteheide sowie den gesamten 

Kreis Stormarn vom Fernverkehr und Güterverkehr, der nicht das Ziel Ham-
burg hat, signifikant zu entlasten. Dieser ist über die Trasse Lübeck-Büchen-
Lüneburg sowie über die Osttrasse Lübeck-Bad Kleinen-Stendal zu führen, 

 
2 analog der Forderung des Landes Niedersachsen, die Trasse Lübeck-Büchen-

Lüneburg durchgängig zu elektrifizieren und teilweise zweigleisig auszubauen 
und 

 
3. den etwa 450 m langen innerstädtischen Schienenbereich zwischen Bahnhof 

und Querung der Manhagener Allee sowie den gesamten Bereich des Natur-
schutzgebietes Stellmoor-Ahrensburger Tunneltal von - hohen - (höher 1 m) 
Lärmschutzwänden freizuhalten bei gleichbleibendem Lärmschutz. 

 
 
Begründung: 
 
Die anvisierten überwiegend 6 m hohen Lärmschutzwände kollidieren mit den stadt-
gestalterischen Grundsätzen und Planungen der Stadt. Dies betrifft insbesondere 
den Erhalt der historisch gewachsenen und ortsbildprägenden städtebaulichen Struk-
turen. 
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Negative Auswirkungen auf den städtischen Erhaltungs- und Gestaltungsgrundsatz, 
insbesondere bezüglich der historisch-barocken Stadtstruktur und deren Sichtachsen 
sowie des gesamten Ortsbildes wären die Folge; weiterhin wäre die Stadt optisch 
gewissermaßen in zwei Hälften geteilt. Die prägende Struktur und das Image von 
Ahrensburg als grüne und schöne Stadt in der Metropolregion von Hamburg mit ho-
her Lebensqualität wären beeinträchtigt. Mit dem verfassungsrechtlich geschützten 
Selbstgestaltungsrecht hat die Stadt das Recht, die Struktur der Stadt mit den histori-
schen Achsen zu bestimmen. 
 
Weiterhin hat eine Analyse wirtschaftlicher Auswirkungen ergeben, dass die Errich-
tung der hohen Wände negative Auswirkungen in der südlichen Innenstadt verursa-
chen wird. Betroffen hiervon wären in erster Linie die Einzelhandelsgeschäfte in 
Gleisnähe, die an gewerblicher Lageattraktivität verlieren und somit Besucherfre-
quenz und Umsatz einbüßen würden. Dies beeinträchtigt zugleich die wirtschaftliche 
Struktur der Stadt und die von ihr dort vorgesehenen städtebaulichen Nutzungen. 
 
Ein Rechtsgutachten hat bestätigt, dass die Stadt über Abwehrrechte aus ihrem 
Selbstverwaltungs- und Selbstgestaltungsrecht sowie der Planungshoheit verfügt, um 
die drohenden Beeinträchtigungen zu verhindern. Nach den dortigen Feststellungen 
ist die Stadt im Sinne des Selbstgestaltungsrechts im Kernbereich befugt, das Ge-
präge und die Struktur der Stadt selbst zu bestimmen. Die Stadt erhält ihre Prägung 
durch die Struktur der Sichtachsen als Verbindungen zum Schloss mit einem zentra-
len Platz als Ausgangspunkt der insgesamt vier Sicht- und Wegebeziehungen. Im 
Zusammenwirken mit der insgesamt niedrigen Bebauung macht das den besonderen 
Charakter der Stadt aus und prägt diese. Diese Position ist zugleich als Teil der Pla-
nungshoheit geschützt und im aktuellen bzw. im Entwurf des neuen Flächennut-
zungsplanes verankert. Weitere Aspekte wie Denkmalschutz, Brandschutz, Schutz 
des Eigentums u. a. könnten ebenfalls Rechtsverletzungen begründen. 
 
Die Stadt wird ihre Interessen zum Gegenstand von Einwendungen im Anhörungs-
verfahren des Planfeststellungverfahrens machen und ist bereit, etwaige weitere 
notwendige Schritte zu unternehmen. Die Stadt ist zur weiteren Abstimmung jeder-
zeit zu Gesprächen bereit, um bereits im Vorfeld des Anhörungsverfahrens eine Pla-
nung zu vermeiden, die mit den Rechten und Interessen der Stadt kollidiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 
Rechtsgutachten 


